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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
10. Mai 1990 
 
 
 

 

 

Az:    6 RKa 16/89 

 

 

..........................................................................., 
 

Kläger und Revisionskläger, 
 
Prozeßbevollmächtigte:   .............................................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Kassenärztliche Vereinigung Nordwürttemberg,  
vertreten durch den Vorstand,  
Stuttgart 80, Albstadtweg 11, 
 

Beklagte und Revisionsbeklagte, 
 
Prozeßbevollmächtigter:   ...................................................., 
 
beigeladen: 
 
............................................, 
 
Bevollmächtigter:    ..................................................... 
 
 
 

Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 

10. Mai 1990 in Berlin durch den Vorsitzenden Richter   S c h r o e d e r - P r i n t z e n ,  

die Richter   Dr.  W i e g a n d   und   Dr.  B a a d e r sowie die ehrenamtlichen Richter    

Dr.  G e r m a n n   und   M ü l l e r 

für Recht erkannt: 

 

Unter Zurückweisung der Revision im übrigen werden das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart 

vom 26. April 1989 - S 14 Ka 872/88 - abgeändert und der angefochtene Bescheid der Be-

klagten insoweit aufgehoben, als er die Verordnung des Präparats "Stokolan" betrifft. 
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Außergerichtliche Kosten sind dem Kläger nicht zu erstatten. 

 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger ist als Facharzt für Hautkrankheiten zur kassen- und vertragsärzt-

lichen Versorgung zugelassen. Die beklagte Kassenärztliche Vereinigung 

(KÄV), deren Mitglied er ist, hat ihm mit dem Vorwurf unberechtigter Ver-

ordnungsweise im Quartal II/1987 Regresse in einer Gesamthöhe von 

2.109,87 DM auferlegt (Bescheide vom 21. Dezember 1987 und 26. Februar 

1988). Die Beklagte hat sich dabei auf die Vorschrift der Nummer 21c der 

Arzneimittelrichtlinien (AMR) berufen. Beanstandet wurde die Verordnung der 

Mittel Ilrido ultra Creme, Ilrido Lippenschutz, Selsun Suspension, de-squaman 

Creme, Hegor ST, Hegor LP, Ellsurex Paste, Resdan Shampoo, Polytar flüssig, 

Ichto-Cadmin-Haarwaschcreme und Stokolan. Die hiergegen gerichtete Klage 

hat das Sozialgericht (SG) abgewiesen. 

 

Gegen diese Rechtsauffassung wendet sich der Kläger mit seiner vom SG zu-

gelassenen Sprungrevision. Er trägt vor, die beanstandeten Shampoos dienten 

nicht der normalen täglichen Haarwäsche, sie seien für eine gesunde Kopfhaut 

nicht geeignet. Stokolan habe die gleiche Wirkung wie die als Arzneimittel zu-

gelassenen Basiscremes, sei aber wesentlich billiger. Auch die Lichtschutz-

mittel könnten in ihrer Wirkung mit zugelassenen Präparaten verglichen 

werden. Die Nr 21c AMR verstoße insoweit gegen höherrangiges Recht, als 

hinsichtlich der Shampoos der Anspruch des Versicherten auf ausreichende 

und zweckmäßige Krankenpflege verdrängt werde und in bezug auf die Licht-

schutzmittel und Stokolan der Arzt gezwungen werde, teurere Präparate 

gleicher Wirkung zu verordnen. 

 

Der Kläger beantragt,  

1. das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart (S 14 Ka 872/88) vom 26. April 

1989 wird aufgehoben, 

 

2. die Bescheide der Beklagten vom 21. Dezember 1987 in der Gestalt 

des Widerspruchsbescheides vom 26. Februar 1988 werden 

aufgehoben. 
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Die Beklagte und der Beigeladene beantragen,  

die Revision zurückzuweisen. 

 

 

II 

 

Die Revision, über die der Senat in der Besetzung nach § 12 Abs 2 Satz 1 

Sozialgerichtsgesetz (SGG) - Angelegenheiten des Kassenarztrechts - zu ent-

scheiden hatte (vgl Urteil des Senats vom 10. Mai 1990 - 6 RKa 27/89 -) ist nur 

teilweise begründet. 

 

1. Nach Nr 21c AMR dürfen Mittel, die auch zur Reinigung und Pflege der Haut 

und des Haares dienen, nicht verordnet werden. Dieser Bestimmung kommt 

keine eigene normative Bedeutung zu. Der Text hat nicht die Bedeutung, den 

Rechtsbegriff der Zweckmäßigkeit eines Mittels bzw den der Wirtschaftlichkeit 

eines Mittels zu konkretisieren, vielmehr beschreibt er in einem allgemeineren 

Sinne die Grenzen des Arzneimittelbegriffs. Weder die frühere Vorschrift des 

§ 368p Abs 1 der Reichsversicherungsordnung (RVO) noch die seit dem 

1. Januar 1989 geltende Bestimmung des § 92 des Sozialgesetzbuches 

- Gesetzliche Krankenversicherung - (SGB V) ergeben für die Bundesaus-

schüsse eine Ermächtigung, über die Konkretisierung der Zweckmäßigkeit 

(= Wirksamkeit), der Wirtschaftlichkeit und des Ausreichens des Behandlungs-

mittels hinausgehend die Grenzen des Arzneimittelbegriffs in einem all-

gemeinen Sinne festzulegen. Das hat der 3. Senat bereits in seinem Urteil vom 

24. Januar 1990 - 3 RK 18/88 - KVRS A-2235/10 (unter Hinweis auf Baader, JZ 

1990 Heft 9, Seite 409 ff) zum Ausdruck gebracht. Die Arzneimittelbestimmung 

in dem genannten allgemeinen Sinne ist daher dem System des Gesetzes-

rechts zu entnehmen. Beschreibungen der genannten Art in den AMR mögen 

zweckmäßig sein, um dem Kassenarzt einen zusammenhängenden Überblick 

zu geben; eine eigene Normativität - im Sinne einer normkonkretisierenden 

Vorschrift - kommt ihnen aber nicht zu. 

 

Nach § 182 Abs 1 Nr 1 Buchst a und b RVO bzw nach § 27 SGB V umfaßt die 

Krankenbehandlung außer der ärztlichen Behandlung auch die Versorgung mit 

Arznei- und Heilmitteln. Der Versicherte hat dabei einen Anspruch auf alle 

Mittel, die notwendig sind, die Krankheit zu heilen oder wesentlich zu lindern 

(vgl § 182 Abs 2 RVO, § 27 SGB V). Damit hat der Gesetzgeber aber ent-

sprechend dem Sinn der gesetzlichen Krankenversicherung lediglich das 

Krankheitsrisiko des Versicherten abzufangen, auch zugleich, wenn auch nicht 

wörtlich, zum Ausdruck gebracht, daß Mittel, auch wenn sie geeignet sind, die 
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Krankheit zu heilen oder zu lindern, dann nicht als Arzneimittel gelten, wenn sie 

ohnehin zum allgemeinen Lebensbedarf gehören. 

 

2. Haar- und Kopfwaschmittel gehören (im Geltungsbereich des Gesetzes) zum 

allgemeinen Lebensbedarf (vgl Urteil des Senats vom 21. Juni 1989 - 6 RKa 

11/88 - BSGE 65, 154; KVRS A-6100/51). Der Versicherte hätte daher auf die 

vom Kläger verordneten Mittel - ausnahmsweise - nur dann einen Anspruch, 

wenn ihr zugleich auf Heilung gerichteter Einsatz den Versicherten übermäßig 

und unzumutbar belastet, aber auch dann nur insoweit, als die gewöhnlichen 

Kosten des Lebensbedarfs überschritten werden. Das hat der Senat bereits im 

Zusammenhang mit der Frage der Verordnungsfähigkeit von Krankenkost zum 

Ausdruck gebracht (BSGE 63, 99). Es wurde aber auch nicht dargelegt, daß 

diejenigen Bestandteile der streitigen Haarwaschmittel, die - über die 

Reinigungs- und Pflegewirkung hinaus - eine therapeutische Wirkung herbei-

zuführen imstande sind, zugleich bewirken würden, daß das Mittel gerade 

wegen dieser Bestandteile vom Verbraucher nicht benutzt wird (vgl dazu das 

Urteil des Senats vom 21. Juni 1989 - 6 RKa 11/88 - aaO). Der Umstand, daß 

die vom Kläger verordneten Kopfwaschmittel auch zur Heilung geeignet sind 

und zu diesem Zwecke auch verordnet wurden, kann sie daher nicht zu gesetz-

lichen Arzneimitteln machen. Da der Versicherte keinen gesetzlichen Anspruch 

darauf hat, durfte sie der Kläger auch nicht verordnen (vgl § 368e Satz 2 RVO). 

 

3. Soweit der Kläger Cremes verordnete, hat das SG seine Ansicht von der 

Nichtverordnungsfähigkeit des von der Beklagten beanstandeten Präparats 

"Stokolan" damit begründet, daß das Mittel nicht als Arzneimittel zugelassen 

sei, wie es Nr 21c AMR vorschreibe. Dort heißt es unter dem voranstehenden 

Satz, daß nicht verordnet werden dürfen: 

 

Mittel, die auch zur ... Pflege ... der Haut dienen ... Ausgenommen sind als 

Arzneimittel zugelassene zusatzfreie Basiscremes und Basissalben, soweit und 

solange sie Teil der arzneilichen Therapie (Intervalltherapie) einer Hautkrank-

heit sind. 

 

Soweit in dem vorgenannten Satz 2 die Verordnungsfähigkeit von Basiscremes 

und Basissalben als Ausnahmen von der (gesetzlichen) Nichtverordnungsfähig-

keit von Mitteln des täglichen Bedarfs beschrieben werden, sagt die Richtlinie 

hier zwar nicht - oder jedenfalls nicht in erster Linie - etwas aus über die 

therapeutische Wirksamkeit des Mittels oder über seine Wirtschaftlichkeit, 

sondern darüber, daß bei bestimmten Erkrankungen der Versicherte nicht mit 

der Eigenbeschaffung des Mittels belastet werden kann, obwohl das Mittel auch 
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der allgemeinen Hautpflege dient. Im Gegensatz zur allgemeinen Beschreibung 

der Nichtverordnungsfähigkeit von Hautreinigungs- und -pflegemitteln, wie sie 

oben als ohne eigene normative Bedeutung charakterisiert wurde, wird hier 

aber eine Normkonkretisierung vorgenommen, und der Umstand, daß sie 

weder die Zweckmäßigkeit noch die Wirtschaftlichkeit betrifft, begegnet keinen 

ermächtigungsrechtlichen Bedenken. Zwar fehlt es insoweit an einer ausdrück-

lichen Ermächtigung zum Erlaß von Richtlinien. Die Formulierung des § 368p 

Abs 1 RVO und des § 92 Abs 1 SGB V ("... insbesondere ...") zeigt aber, daß 

es sich um einen offenen Katalog möglicher Richtlinien nicht nur zur Sicherung 

einer zweckmäßigen und wirtschaftlichen, sondern auch einer ausreichenden 

Versorgung handelt, worunter solche (konkreten) Ausnahmen von gesetzlich 

nicht verschreibungsfähigen Mitteln durchaus zu rechnen sind (vgl Baader, 

aaO). Anders ist es aber insoweit, als die genannte Ausnahmekonkretisierung 

zur Voraussetzung hat, daß die Basiscremes und Basissalben "als Arzneimittel 

zugelassen" sein müssen. Denn zu einer generellen Eigenbestimmung durch 

die Bundesausschüsse darüber, daß ein Arzneimittel im Sinne der gesetzlichen 

Krankenversicherung nur ein solches sein könne, das den Voraussetzungen 

des Arzneimittelgesetzes (AMG) entspricht, gibt es keine gesetzliche Er-

mächtigung. Das Gesetz aber knüpft bei dem krankenversicherungsrechtlichen 

Begriff des Arzneimittels nicht an das AMG an, auch nicht an dessen Zu-

lassungsverfahren (aA Schlenker SGb 1988, S 474). Allein durch beiderseitige 

gleichartige Zwecke wird die Verordnungsfähigkeit des krankenversicherungs-

rechtlichen Arzneimittels normativ nicht etwa der formellen Zulassung des AMG 

unterworfen. Darüber, ob eine solche Anknüpfung de lege ferenda zweckmäßig 

wäre, ist hier nicht zu entscheiden. Daß es sich aber bei dem streitbefangenen 

Präparat um "zusatzstofffreie Basiscremes und Basissalben" handelt und daß 

seine Verordnung "Teil der arzneilichen Intervalltherapie" einer Hauterkrankung 

war, wird von der Beklagten nicht in Abrede gestellt. Insoweit waren die an-

gefochtenen Bescheide aufzuheben. 

 

Die Revision des Klägers ist daher nur hinsichtlich des unter Ziffer 3 be-

handelten Umfanges begründet; im übrigen war sie zurückzuweisen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 
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